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(23) Damit Änderungen und Entwicklungen im Bereich der Information
über Lebensmittel berücksichtigt werden können, sollte die Kommission
ermächtigt werden, die Bereitstellung bestimmter Angaben durch andere
Mittel zuzulassen. Die Anhörung der betroffenen Akteure sollte zügige
und gezielte Änderungen an den Vorschriften für die Information über
Lebensmittel erleichtern.

(24) Bestimmte Zutaten oder andere Stoffe oder Erzeugnisse (wie Verarbei-
tungshilfsstoffe), die bei der Herstellung von Lebensmitteln verwendet
werden und darin verbleiben, können bei manchen Menschen Allergien
und Unverträglichkeiten verursachen, die teilweise die Gesundheit der
Betroffenen gefährden. Es ist wichtig, dass die Verbraucher Informatio-
nen zum Vorhandensein von Lebensmittelzusatzstoffen, Verarbeitungs-
hilfen und sonstigen Stoffen oder Erzeugnissen, bei denen wissenschaft-
lich belegt ist, dass sie Allergien oder Unverträglichkeiten verursachen
können, erhalten, damit insbesondere diejenigen Verbraucher, die unter
einer Lebensmittelallergie oder -unverträglichkeit leiden, eine fundierte
Wahl treffen und Lebensmittel auswählen können, die für sie unbedenk-
lich sind.

(25) Um Verbraucher über das Vorhandensein von technisch hergestellten
Nanomaterialien in Lebensmitteln zu informieren, sollte eine Begriffs-
bestimmung für technisch hergestellte Nanomaterialien vorgesehen wer-
den. Da Lebensmittel, die technisch hergestellte Nanomaterialien ent-
halten oder aus solchen bestehen, als neuartige Lebensmittel gelten
können, sollte der angemessene Rechtsrahmen für diese Begriffsbestim-
mung im Zusammenhang mit der anstehenden Überarbeitung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 27. Januar 1997 über neuartige Lebensmittel und neuartige Lebens-
mittelzutaten1) überprüft werden.

(26) Die Etiketten von Lebensmitteln sollten klar und verständlich sein, um
Verbraucher zu unterstützen, die sich auf der Grundlage besserer Infor-
mationen für bestimmte Lebensmittel und die gewünschte Ernährungs-
weise entscheiden möchten. Studien haben gezeigt, dass gute Lesbarkeit
eine erhebliche Rolle dabei spielt, wie stark sich die Kunden durch die
Informationen auf den Etiketten beeinflussen lassen, und dass eine unle-
serliche Produktinformation eine der Hauptursachen der Unzufrieden-
heit der Verbraucher mit Lebensmitteletiketten ist. Daher sollte ein
umfassendes Konzept entwickelt werden, das allen Aspekten in Bezug
auf die Lesbarkeit, einschließlich Schriftart, Farbe und Kontrast, Rech-
nung trägt.

(27) Um die Bereitstellung der Informationen über Lebensmittel sicherzustel-
len, müssen alle Arten der Bereitstellung von Lebensmitteln an Verbrau-
cher berücksichtigt werden, darunter der Verkauf mittels Fernkommuni-
kation. Zwar sollten Lebensmittel, die im Fernabsatz geliefert werden,
hinsichtlich der Information selbstverständlich denselben Anforderungen
unterliegen wie Lebensmittel, die in Geschäften verkauft werden, doch
ist eine Klarstellung dahingehend geboten, dass in solchen Fällen die
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einschlägigen verpflichtenden Informationen schon vor dem Abschluss
des Kaufvertrags verfügbar sein sollten.

(28) Die beim Einfrieren von Lebensmitteln eingesetzte Technologie hat sich
in den letzten Jahrzehnten erheblich weiterentwickelt und findet inzwi-
schen breite Anwendung, was den Warenverkehr auf dem Binnenmarkt
der Union verbessert und die Risiken im Bereich der Lebensmittel-
sicherheit verringert. Allerdings wird durch das Einfrieren und das späte-
re Auftauen von bestimmten Lebensmitteln, insbesondere Fleisch- und
Fischereierzeugnissen, ihre mögliche Weiterverwendung eingeschränkt
und möglicherweise ihre Sicherheit, ihr Geschmack und ihre äußere
Beschaffenheit beeinträchtigt. Hingegen hat das Einfrieren bei anderen
Erzeugnissen, insbesondere Butter, keine derartigen Auswirkungen. Da-
her sollte der Endverbraucher über den Zustand von Lebensmitteln, die
aufgetaut wurden, angemessen informiert werden.

(29) Das Ursprungsland oder der Herkunftsort eines Lebensmittels sollten
immer dann angegeben werden, wenn ohne diese Angabe die Verbrau-
cher über das eigentliche Ursprungsland oder den eigentlichen Her-
kunftsort dieses Erzeugnisses irregeführt werden könnten. In allen Fällen
sollte die Angabe des Ursprungslands oder des Herkunftsorts so gestaltet
sein, dass die Verbraucher nicht getäuscht werden; ferner sollte sie auf
eindeutig definierten Kriterien beruhen, die gleiche Ausgangsbedingun-
gen für Unternehmen gewährleisten und das Verständnis der Informatio-
nen zum Ursprungsland oder Herkunftsort eines Lebensmittels seitens
der Verbraucher fördern. Für Angaben zum Namen oder zur Anschrift
des Lebensmittelunternehmers sollten keine derartigen Kriterien gelten.

(30) Mitunter wollen Lebensmittelunternehmer möglicherweise freiwillige
Ursprungsangaben zu einem Lebensmittel liefern, um auf diese Weise die
Verbraucher auf die Qualität ihres Erzeugnisses aufmerksam zu machen.
Derartige Angaben sollten ebenfalls harmonisierten Kriterien entspre-
chen.

(31) Ursprungsangaben sind derzeit in der Union aufgrund der Krise um die
Spongiforme Rinderenzephalopathie (BSE) für Rindfleisch und Rind-
fleischerzeugnisse verpflichtend1), was zu einer gewissen Erwartungshal-
tung der Verbraucher geführt hat. Die Folgenabschätzung der Kommis-
sion bestätigt, dass die Herkunft des Fleisches das wichtigste Anliegen der
Verbraucher zu sein scheint. In der Union ist auch der Verbrauch anderer
Fleischsorten, wie Schweine-, Schaf-, Ziegen- und Geflügelfleisch, weit
verbreitet. Es ist daher angezeigt, für diese Erzeugnisse die Angabe des
Ursprungs verbindlich vorzuschreiben. Je nach Fleischsorte könnten ent-
sprechend den Merkmalen der Tierart unterschiedliche spezielle Ur-
sprungsangaben verpflichtend werden. Es ist angezeigt, durch Durch-
führungsvorschriften zwingende Anforderungen vorzuschreiben, die sich
je nach Fleischsorte unterscheiden können, wobei der Grundsatz der
Verhältnismäßigkeit und der Verwaltungsaufwand für Lebensmittelunter-
nehmer und Aufsichtsbehörden zu berücksichtigen sind.
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(32) Auf der Grundlage vertikaler Ansätze sind bereits zwingende Ursprungs-
angaben ausgearbeitet worden, so etwa für Honig1) , Obst und Gemüse2) ,
Fisch3) , Rindfleisch und Rindfleischerzeugnisse4) sowie Olivenöl5). Es
muss geprüft werden, ob es möglich ist, auch für andere Lebensmittel
Ursprungsangaben verbindlich vorzuschreiben. Daher sollte die Kom-
mission ersucht werden, Berichte zu folgenden Lebensmitteln zu erstel-
len: andere Fleischsorten als Rind-, Schweine-, Schaf-, Ziegen- und
Geflügelfleisch; Milch; Milch, die als Zutat in Milchprodukten verwen-
det wird; als Zutat verwendetem Fleisch; unverarbeiteten Lebensmitteln;
Erzeugnisse aus einer Zutat; sowie Zutaten, die über 50% eines Lebens-
mittels ausmachen. Da Milch als eines der Erzeugnisse gilt, für die eine
Ursprungsangabe von besonderem Interesse ist, sollte der Bericht der
Kommission zu diesem Erzeugnis baldmöglichst vorgelegt werden. Die
Kommission kann auf der Grundlage der Schlussfolgerungen solcher
Berichte Vorschläge zur Änderung der einschlägigen Unionsvorschriften
vorlegen oder gegebenenfalls neue Initiativen für die verschiedenen
Sektoren ergreifen.

(33) Die nicht präferenziellen Ursprungsregeln der Union sind in der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates vom 12. Oktober 1992 zur
Festlegung des Zollkodex der Gemeinschaften6) und ihren Durchfüh-
rungsvorschriften gemäß der Verordnung (EWG) Nr. 2454/93 der Kom-
mission vom 2. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften zu der Verord-
nung (EWG) Nr. 2913/92 des Rates zur Festlegung des Zollkodex der
Gemeinschaften7) festgelegt. Die Bestimmung des Ursprungslands von
Lebensmitteln wird auf den genannten Vorschriften beruhen, die den
Lebensmittelunternehmern und Behörden bereits bekannt sind, und
sollte deren Umsetzung erleichtern.

(34) Die Nährwertdeklaration für Lebensmittel bezieht sich auf Informatio-
nen zum Energiegehalt und zu bestimmten Nährstoffen in Lebensmit-
teln. Die Pflicht zur Information über den Nährwert auf der Verpackung
sollte Ernährungsmaßnahmen als Bestandteil der Gesundheitspolitik er-
gänzen, die wissenschaftliche Empfehlungen im Bereich der Aufklärung
der Öffentlichkeit über Ernährungsfragen umfassen und eine fundierte
Auswahl von Lebensmitteln fördern können.

(35) Aus Gründen der Vergleichbarkeit von Produkten in unterschiedlichen
Packungsgrößen ist es sinnvoll, weiterhin vorzuschreiben, dass sich die
verpflichtende Nährwertdeklaration auf Mengen von 100 g oder 100ml
beziehen sollte, und gegebenenfalls zusätzliche Angaben auf Portionsbasis
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zuzulassen. Ist das Lebensmittel in Form von Einzelportionen oder Ver-
zehreinheiten vorverpackt, sollte zusätzlich zur Angabe je 100 g oder je
100ml eine Nährwertdeklaration je Portion oder je Verzehreinheit zu-
lässig sein. Damit vergleichbare Angaben zu den Portionen oder den
Verzehreinheiten bereitgestellt werden, sollte der Kommission die Befug-
nis übertragen werden, Vorschriften über die Nährwertdeklaration je
Portion oder je Verzehreinheit bei bestimmten Klassen von Lebensmit-
teln zu erlassen.

(36) Im Weißbuch der Kommission wurden bestimmte Nährwertelemente,
die für die öffentliche Gesundheit von Bedeutung sind, wie gesättigtes
Fett, Zucker oder Natrium, besonders hervorgehoben. Deshalb sollten
die Anforderungen an die verpflichtenden Informationen zum Nährwert
diese Elemente berücksichtigen.

(37) Da das Ziel dieser Verordnung darin besteht, dem Endverbraucher eine
Grundlage für eine fundierte Wahl zu schaffen, ist es wichtig, in diesem
Zusammenhang dafür zu sorgen, dass die auf der Kennzeichnung ange-
gebenen Informationen für den Endverbraucher leicht verständlich sind.
Daher ist es angezeigt, auf der Kennzeichnung die Bezeichnung „Salz“
anstelle der entsprechenden Nährstoffbezeichnung „Natrium“ zu ver-
wenden.

(38) Im Interesse der Stimmigkeit und Kohärenz des Unionsrechts sollten
freiwillige nährwert- oder gesundheitsbezogene Angaben auf den Etiket-
ten von Lebensmitteln der Verordnung (EG) Nr. 1924/20061) des Euro-
päischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über nähr-
wert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel entspre-
chen2).

(39) Um eine unnötige Belastung der Lebensmittelunternehmen zu vermei-
den, sollten bestimmte Klassen von Lebensmitteln, die unverarbeitet sind
oder bei denen Informationen zum Nährwert für die Kaufentscheidung
der Verbraucher nicht ausschlaggebend sind oder deren Verpackung zu
klein ist, um die Pflichtkennzeichnung aufzubringen, von der Pflicht zur
Bereitstellung einer Nährwertdeklaration ausgenommen werden, es sei
denn, andere Rechtsvorschriften der Union sehen bereits eine Pflicht zur
Bereitstellung solcher Information vor.

(40) Angesichts der Besonderheiten alkoholischer Getränke sollte die Kom-
mission aufgefordert werden, die Anforderungen an Informationen für
diese Produkte weiter zu analysieren. Daher sollte die Kommission in-
nerhalb von drei Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung einen
Bericht über die Anwendung der Anforderungen in Bezug auf die
Bereitstellung von Informationen über die Zutaten in alkoholischen
Getränken und deren Nährwert ausarbeiten, wobei sie die erforderliche
Kohärenz mit anderen einschlägigen Politikbereichen der Union berück-
sichtigen sollte. Unter Berücksichtigung der Entschließung des Europäi-
schen Parlaments vom 5. September 2007 zur EU-Strategie zur Unter-
stützung der Mitgliedstaaten bei der Verringerung alkoholbedingter
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Schäden1) , der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses2), der Tätigkeiten der Kommission und der allgemeinen Be-
sorgnis wegen der durch Alkohol bedingten Schäden insbesondere bei
jungen und empfindlichen Verbrauchern sollte die Kommission nach
Konsultation der betroffenen Akteure und der Mitgliedstaaten prüfen, ob
eine Begriffsbestimmung für Getränke wie „Alkopops“, die gezielt auf
junge Menschen ausgerichtet sind, erforderlich ist. Die Kommission
sollte gegebenenfalls auch spezielle Anforderungen in Bezug auf alkoho-
lische Getränke im Rahmen dieser Verordnung vorschlagen.

(41) Damit die Informationen zum Nährwert den Durchschnittsverbraucher
ansprechen und den Informationszweck erfüllen, für den sie eingeführt
werden, sollten sie – in Anbetracht des derzeitigen Kenntnisstands über
das Thema Ernährung – einfach und leicht verständlich sein. Es kann
den Verbraucher verwirren, wenn ein Teil der Informationen zum Nähr-
wert im allgemein als Packungsvorderseite bekannten Hauptsichtfeld und
ein Teil auf einer anderen Packungsseite, wie z.B. der Packungsrückseite,
steht. Deshalb sollten alle Bestandteile der Nährwertdeklaration im sel-
ben Sichtfeld stehen. Ferner können auf freiwilliger Basis die wichtigsten
Bestandteile der Nährwertdeklaration ein weiteres Mal im Hauptsichtfeld
erscheinen, damit die Verbraucher die wesentlichen Informationen zum
Nährwert beim Kauf von Lebensmitteln leicht sehen können. Es könnte
den Verbraucher verwirren, wenn frei gewählt werden kann, welche
Informationen ein weiteres Mal erscheinen. Deshalb ist es notwendig zu
präzisieren, welche Informationen ein weiteres Mal erscheinen dürfen.

(42) Um die Lebensmittelunternehmer dazu anzuhalten, die in der Nährwert-
deklaration vorgesehenen Informationen über Lebensmittel, wie alkoho-
lische Getränke und unverpackte Lebensmittel, für die unter Umständen
keine Nährwertdeklaration vorgeschrieben ist, auf freiwilliger Basis zu
erteilen, sollte es möglich sein, die Nährwertdeklaration auf bestimmte
Bestandteile zu beschränken. Dennoch ist es angezeigt, eindeutig fest-
zulegen, welche Informationen freiwillig erteilt werden können, damit
die Verbraucher durch die freie Wahl der Lebensmittelunternehmen
nicht irregeführt werden.

(43) In jüngster Zeit hat es bei der Nährwertdeklaration, die von der Angabe
je 100 g, je 100ml oder je Portion abweicht, bzw. bei ihrer Darstellungs-
form insofern Entwicklungen gegeben, als von einigen Mitgliedstaaten
und Organisationen der Lebensmittelbranche grafische Formen oder
Symbole verwendet werden. Diese zusätzlichen Angabe- und Darstel-
lungsformen können dem Verbraucher helfen, die Nährwertdeklaration
besser zu verstehen. Es gibt jedoch unionsweit keinen gültigen hinrei-
chenden Nachweis dafür, wie der Durchschnittsverbraucher diese zusätz-
lichen Angabe- und Darstellungsformen versteht und verwendet. Daher
ist es angezeigt zuzulassen, auf Grundlage der in dieser Verordnung fest-
gelegten Kriterien weitere Angabe- und Darstellungsformen zu ent-
wickeln, und die Kommission zu ersuchen, einen Bericht darüber zu
erstellen, inwieweit diese Angabe- und Darstellungsformen verwendet
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werden, wie sie sich auf den Binnenmarkt auswirken und ob eine weitere
Harmonisierung angezeigt ist.

(44) Um der Kommission bei der Erstellung dieses Berichts zu helfen, sollten
die Mitgliedstaaten ihr einschlägige Informationen über die auf dem
Markt in ihrem Hoheitsgebiet verwendeten zusätzlichen Angabe- und
Darstellungsformen bei der Nährwertdeklaration übermitteln. Deshalb
sollten die Mitgliedstaaten ermächtigt werden, Lebensmittelunterneh-
mer, die in ihrem Hoheitsgebiet Lebensmittel mit zusätzlichen Angabe-
und Darstellungsformen in Verkehr bringen, zu verpflichten, den natio-
nalen Behörden die Verwendung dieser zusätzlichen Formen mitzuteilen
und einschlägige Belege dafür vorzulegen, dass die Anforderungen dieser
Verordnung erfüllt sind.

(45) Die Entwicklung zusätzlicher Angabe- und Darstellungsformen bei der
Nährwertdeklaration sollte in gewissem Grade kohärent verlaufen. Daher
sollte es unterstützt werden, dass die Mitgliedstaaten sich untereinander
und mit der Kommission fortlaufend über bewährte Verfahren und
Erfahrungen austauschen und dass sich auch andere Akteure an diesem
Austausch beteiligen.

(46) Die Angabe der Mengen der einzelnen Nährwertelemente und von ver-
gleichenden Indikatoren, die in leicht erkennbarer Form im selben
Blickfeld erscheinen soll, damit die ernährungsphysiologischen Eigen-
schaften eines Lebensmittels beurteilt werden können, sollte in ihrer
Gesamtheit als Bestandteil der Nährwertdeklaration betrachtet und nicht
als Gruppe von Einzelangaben behandelt werden.

(47) Erfahrungsgemäß wird die Klarheit der verpflichtenden Informationen
über Lebensmittel in vielen Fällen durch freiwillig hinzugefügte Infor-
mationen beeinträchtigt. Aus diesem Grund sollten Kriterien festgelegt
werden, mit deren Hilfe die Lebensmittelunternehmer und Aufsichts-
behörden für ein ausgewogenes Verhältnis zwischen verpflichtenden und
freiwilligen Informationen sorgen können.

(48) Die Mitgliedstaaten sollten weiterhin die Möglichkeit haben, entspre-
chend den örtlichen Gegebenheiten und praktischen Umständen Rege-
lungen über die Bereitstellung von Informationen über nicht vorver-
packte Lebensmittel festzulegen. Obgleich die Verbraucher in solchen
Fällen kaum andere Informationen verlangen, betrachten sie Informatio-
nen über potenzielle Allergene als sehr wichtig. Es hat sich gezeigt, dass
die meisten Fälle von Lebensmittelallergien durch nicht vorverpackte
Lebensmittel ausgelöst werden. Deshalb sollten die Verbraucher Informa-
tionen über potenzielle Allergene immer erhalten.

(49) Es sollte den Mitgliedstaaten nicht gestattet sein, in Bezug auf die durch
diese Verordnung speziell harmonisierten Aspekte einzelstaatliche Vor-
schriften zu erlassen, es sei denn, das Unionsrecht gestattet dies. Diese
Verordnung sollte die Mitgliedstaaten nicht daran hindern, einzelstaatli-
che Maßnahmen zu nicht speziell durch diese Verordnung harmonisier-
ten Aspekten zu erlassen. Allerdings sollten diese einzelstaatlichen Maß-
nahmen nicht den freien Verkehr der Waren, die dieser Verordnung
entsprechen, unterbinden, behindern oder einschränken.

(50) Die Verbraucher in der Union sind zunehmend daran interessiert, dass
beim Schlachten die Tierschutzvorschriften der Union angewandt wer-
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den, und möchten unter anderem wissen, ob die Tiere vor dem Schlach-
ten betäubt wurden. In diesem Zusammenhang sollte im Rahmen einer
künftigen Strategie der Union für den Tierschutz und das Wohlergehen
der Tiere die Durchführung einer Studie in Betracht gezogen werden, in
der untersucht wird, ob den Verbrauchern einschlägige Informationen
über die Betäubung von Tieren zur Verfügung gestellt werden sollten.

(51) Die Vorschriften über Lebensmittelinformationen sollten an sich rasch
wandelnde soziale, wirtschaftliche und technologische Rahmenbedin-
gungen angepasst werden können.

(52) Die Mitgliedstaaten sollten amtliche Kontrollen durchführen, um die
Einhaltung der vorliegenden Verordnung gemäß der Verordnung (EG)
Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April
2004 über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des
Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über
Tiergesundheit und Tierschutz durchzusetzen1).

(53) Die Bezugnahmen auf die Richtlinie 90/496/EWG in der Verordnung
(EG) Nr. 1924/20062) und in der Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des
Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 über
den Zusatz von Vitaminen und Mineralstoffen sowie bestimmten ande-
ren Stoffen zu Lebensmitteln3) sollten unter Berücksichtigung der vor-
liegenden Verordnung aktualisiert werden. Die Verordnungen (EG) Nr.
1924/20062) und (EG) Nr. 1925/2006 sollten daher entsprechend geän-
dert werden.

(54) Unregelmäßige und häufige Aktualisierungen der Anforderungen an
Informationen für Lebensmittel können zu einem erheblichen Verwal-
tungsaufwand für Lebensmittelunternehmen, insbesondere für kleine
und mittlere Unternehmen, führen. Daher sollte sichergestellt werden,
dass Maßnahmen, die die Kommission in Ausübung der ihr durch diese
Verordnung übertragenen Befugnisse erlassen kann, nach einer angemes-
senen Übergangsfrist in jedem Kalenderjahr am selben Tag zur Anwen-
dung gelangen. Ausnahmen von diesem Grundsatz sollten in Notfällen
gestattet sein, sofern die betreffenden Maßnahmen dem Schutz der
menschlichen Gesundheit dienen.

(55) Damit die Lebensmittelunternehmer die Kennzeichnung ihrer Erzeug-
nisse an die mit dieser Verordnung eingeführten neuen Anforderungen
anpassen können, ist es wichtig, angemessene Übergangsfristen für die
Anwendung dieser Verordnung festzulegen.

(56) In Anbetracht der Tatsache, dass die Anforderungen an die Nährwert-
kennzeichnung – insbesondere in Bezug auf den Inhalt der Nährwert-
deklaration – mit dieser Verordnung erheblich geändert werden, sollte
den Lebensmittelunternehmern gestattet werden, diese Verordnung
schon früher als vorgeschrieben anzuwenden.

(57) Da die Ziele dieser Verordnung auf Ebene der Mitgliedstaaten nicht
ausreichend verwirklicht werden können und daher besser auf Unions-
ebene zu erreichen sind, kann die Union im Einklang mit dem in
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Artikel 5 des Vertrags über die Europäische Union niedergelegten Sub-
sidiaritätsprinzip tätig werden. Entsprechend dem in demselben Artikel
genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geht diese Verordnung
nicht über das zur Erreichung dieser Ziele erforderliche Maß hinaus.

(58) Der Kommission sollte die Befugnis übertragen werden, gemäß Arti-
kel 290 AEUV delegierte Rechtakte zu erlassen, in denen unter anderem
Folgendes geregelt wird: die Bereitstellung bestimmter verpflichtender
Angaben auf andere Weise als auf der Verpackung oder auf dem Etikett,
das Verzeichnis der Lebensmittel, für die kein Zutatenverzeichnis erfor-
derlich ist, die Überprüfung des Verzeichnisses der Stoffe oder Erzeug-
nisse, die Allergien oder Unverträglichkeiten auslösen, oder das Ver-
zeichnis der Nährwerte, die freiwillig deklariert werden dürfen. Es ist
von besonderer Wichtigkeit, dass die Kommission im Zuge ihrer Vor-
bereitungsarbeit angemessene Konsultationen, auch auf der Ebene von
Sachverständigen, durchführt. Bei der Vorbereitung und Ausarbeitung
delegierter Rechtsakte sollte die Kommission gewährleisten, dass die
einschlägigen Dokumente dem Europäischen Parlament und dem Rat
gleichzeitig, rechtzeitig und auf angemessene Weise übermittelt werden.

(59) Zur Gewährleistung einheitlicher Bedingungen für die Durchführung
dieser Verordnung sollten der Kommission Durchführungsbefugnisse
übertragen werden, damit sie Durchführungsrechtsakte erlassen kann, in
denen unter anderem Folgendes geregelt wird: die Modalitäten für die
Angabe einer oder mehrerer Informationen mit Hilfe von Piktogrammen
oder Symbolen statt mit Worten oder Zahlen, die Art und Weise, in der
das Mindesthaltbarkeitsdatum anzugeben ist, die Art und Weise, in der
bei Fleisch das Ursprungsland oder der Herkunftsort anzugeben ist, die
Genauigkeit der in der Nährwertdeklaration anzugebenden Werte oder
die Angabe je Portion oder je Verzehreinheit in der Nährwertdeklarati-
on. Diese Befugnisse sollten im Einklang mit der Verordnung (EU)
Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Feb-
ruar 2011 zur Festlegung der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach
denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungsbefug-
nisse durch die Kommission kontrollieren1), wahrgenommen werden –

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Kapitel I. Allgemeine Vorschriften

Art. 1 Gegenstand und Anwendungsbereich. (1) Diese Verordnung bil-
det die Grundlage für die Gewährleistung eines hohen Verbraucherschutz-
niveaus in Bezug auf Informationen über Lebensmittel unter Berücksichti-
gung der unterschiedlichen Erwartungen der Verbraucher und ihrer unter-
schiedlichen Informationsbedürfnisse bei gleichzeitiger Gewährleistung des
reibungslosen Funktionierens des Binnenmarkts.
(2) 1 Diese Verordnung legt allgemeine Grundsätze, Anforderungen und

Zuständigkeiten für die Information über Lebensmittel und insbesondere für
die Kennzeichnung von Lebensmitteln fest. 2 Unter Berücksichtigung der
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